
 

Antragstellende Pflegeeinrichtung  Ansprechpartner/in: 
(Name, Anschrift, E-Mail-Adresse) 
       Tel.-Durchwahl: 
 
 
 
 

 
 
An den 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Fachdienst Soziales und Eingliederungshilfen 
Kaiserstr. 8 
 
24768 Rendsburg 
 
 
 
 

Antrag auf Gewährung von Zuschüssen zu den Investitionsaufwen-
dungen gemäß § 6 Abs. 3 Landespflegegesetz (LPflegeG) für die 
Tagespflege 
 

Name, Vorname der pflegebedürftigen Person 
 
 

Geburtsdatum 

Anschrift  
 
 

Tagespflege 
 
Beginn/Tag der Aufnahme in der Tagespflege 
(Tag, Monat, Jahr): 
 
Bitte teilen Sie uns das Ende sowie jegliche Unterbrechungen der Betreuung in 
der Tagespflege unverzüglich mit. 

 
 
 
Bankverbindung, auf die die Investitionskostenzuschüsse überwiesen werden  
sollen (eine gesonderte Rechnung unter Vorlage der Leistungsnachweise ist 
erforderlich!): 
 
      IBAN:   DE___________________________________ 
 
      BIC:   ______________________ 
 
      Geldinstitut: _________________________________ 
 
 
  



 

 
Investitionsaufwendungen werden pflegebedürftigen Personen nur insoweit in 
Rechnung gestellt, als sie nicht durch Zuschüsse gemäß § 6 Abs. 3 LPflegeG 
abgegolten werden.  
Investitionsaufwendungen, die von pflegebedürftigen Personen bereits gezahlt 
worden sind, werden diesen in Höhe der gewährten Investitionskosten-
zuschüsse erstattet. 
 
 
 
 
Die anliegenden „Information über die Erhebung von Daten in der Kreisverwaltung 
Rendsburg-Eckernförde (Art. 12 und 13 DSGVO)“ habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
______________________   ___________________________ 
Datum      Unterschrift 
 
 
Anlage: Pflegekassenbescheid 
 
 
 
(Stand: März 2024)  



 

Information über die Erhebung von Daten in der Kreisverwaltung 

Rendsburg-Eckernförde (Art. 12 und 13 DSGVO) 
 

Wir verarbeiten Ihre notwendigen personenbezogenen Daten zur Erfüllung unserer Aufgaben 

stets im Einklang mit den jeweils anwendbaren gesetzlichen Datenschutzanforderungen zu 

den nachfolgend aufgeführten Zwecken. Personenbezogene Daten sind sämtliche 

Informationen, die einen Bezug zu Ihrer Person aufweisen. 

 

 

1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit 

Fachverfahren: LÄMMkom LISSA  
  
Verarbeitungstätigkeit: Bearbeitung von Anträgen auf Sozialhilfeleistungen nach dem 

Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), von Anträgen auf Pflegewohngeld nach dem 

Landespflegegesetz, von Anträgen nach dem Bundesversorgungsgesetz und von 

Anträgen auf Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz: 

Bewilligung, Ablehnung, Zahlbarmachung, Statistik, Überwachung von 

Zahlungseingängen, Überprüfung von Unterhaltsverpflichteten 

 

2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Verantwortlich für die Datenerhebung ist die Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde, 
Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg  
 

3. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Behördlicher Datenschutzbeauftragter, Micha Mark Knierim, Kaiserstraße 8, 24768 

Rendsburg. 

E-Mail: datenschutz@kreis-rd.de 

Telefon: 04331 202-174 

 

4. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 

a) Ihre Daten werden zu folgendem Zweck erhoben:  

Antragsbearbeitung 

 

b) Die Rechtsgrundlage, auf der Ihre Daten erhoben werden, ist:  

§ 35 Absatz 2 Sozialgesetzbuch – Erstes Buch (SGB I) in Verbindung mit § 67 ff 

Sozialgesetzbuch – Zehntes Buch (SGB X) 

 

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Ihre personenbezogenen Daten werden weitergegeben an: 

Innerhalb der Kreisverwaltung werden Ihre Daten nur an diejenigen Stellen weiter- 

gegeben, für deren Aufgabenerfüllung die Kenntnis erforderlich ist, z.B. Gesundheitsamt.  

 

Gem. § 118 Sozialgesetzbuch – Zwölftes Buch (SGB XII) können Ihre Daten zur 

Vermeidung oder Aufdeckung rechtswidriger Inanspruchnahme von Sozialleistungen 

einem automatisierten Datenabgleich mit der Bundesagentur für Arbeit, den 

Rentenversicherungsträgern, dem Bundeszentralamt für Steuern und anderen Trägern 

der Sozialhilfe unterzogen werden. 

 

Des Weiteren können Ihre Sozialdaten 

- für die Durchführung eines mit der Verarbeitungstätigkeit zusammenhängenden 

gerichtlichen Verfahrens (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB X) 



 

- auf Ersuchen von Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften, Gerichte und der 

Behörden der Gefahrenabwehr an diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben (§ 68 SGB X)  

- auf Anordnung durch einen Richter für die Durchführung eines Strafverfahrens (§ 73 

SGB X) 

- bei Verletzung der Unterhaltspflicht und beim Versorgungsausgleich (§ 74 SGB X) an 

Gerichte übermittelt werden. 

 

6. Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland 

Ihre personenbezogenen Daten werden an kein Drittland oder internationale 

Organisation übermittelt. 

 
 

7. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 

Ihre Daten werden noch 6 Jahre nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens 

gespeichert. 

Ausnahme: Die im automatisierten Datenabgleich erhaltenen Daten der Personen, bei 

denen die Überprüfung zu keinen abweichenden Feststellungen führt, werden 

unverzüglich gelöscht. 

 

8. Betroffenenrechte 

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft 

über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht 

auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung 

einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur 

Datenverarbeitung besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren 

durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu 

(Art. 20 DSGVO). 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche 

Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Schleswig-Holsteinischen 

Landesbeauftragten für den Datenschutz. 

 

 

9. Widerrufsrecht bei Einwilligung 

Wenn Sie in die Verarbeitung durch die Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde durch 

eine entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die Einwilligung jederzeit 

für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 

Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt. 

 

 

10. Pflicht zur Bereitstellung der Daten 

Sie sind dazu verpflichtet, Ihre Daten anzugeben. Diese Verpflichtung ergibt sich aus 

Sozialgesetzbuch – Zehntes Buch (SGB X). 

Die Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde benötigt Ihre Daten, um die beantragten 

Leistungen zu bearbeiten. 

Wenn Sie die erforderlichen Daten nicht angeben, kann Ihr Antrag nicht bearbeitet 

werden bzw. muss Ihr Antrag abgelehnt werden. 


